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Nachrichten der Landesseniorenvertretung Bremen für die  Seniorinnen und Senioren in den
Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven

9. Bremer Kongress für Palliativmedizin

Eine gesicherte, den Anfor-
derungen  schwerstkranker  Men-
schen   optimal  entsprechende
palliativmedizinische  Versorgung,
sowohl  stationär  als  auch
ambulant,  ist  für  Betroffene  und
ihre  Angehörigen  ein  wichtiges
Anliegen.  Zu ihnen gehören auch
viele  Seniorinnen   und  Senioren.
Die  Senioren-Vertretung  in  der
Stadtgemeinde Bremen hat sich in
den vergangenen Jahren häufig mit
den  Problemen  der  palliativme-
dizinischen Versorgung beschäftigt
und  Informationen  und  Stellung-
nahmen  dazu  im  „Durchblick“
veröffentlicht.  Sie nimmt auch am
„Runden  Tisch  Hospiz-  und
Palliativversorgung“ teil, der bei der
Sozialsenatorin  2012  eingerichtet
wurde  und  sich  seitdem  mit  der
Weiterentwicklung einer bedarfsge-
rechten  Hospiz-  und  Palliativver-
sorgung beschäftigt.  

Verständlicherweise  be-
steht auch  in der Ärzteschaft das
Bedürfnis, über das eigene örtliche
Betätigungsfeld  hinaus  Erfahrun-
gen  auszutauschen  und  sich  in
dieser relativ jungen medizinischen                                                     ( Abdruck mit Genehmigung der Kongressleitung) 

Disziplin  fortzubilden.  Der  schnelle  demografische  Wandel  in  den  letzten   beiden  Jahrzehnten  trug
wesentlich dazu bei,  dass die Palliativmedizin stärker ins Blickfeld des medizinischen Interesses rückte.  

Schon 2002 wurde am „Klinikum Links  der  Weser“   (KLdW) die  erste  Palliativstation im Lande
Bremen für die stationäre  würdige Unterbringung sterbenskranker Menschen eröffnet.   Seit  2007 ist im
Sozialgesetzbuch V auch das Recht  auf Inanspruchnahme einer spezialisierten ambulanten Palliativver-
sorgung (SAPV) gesetzlich verankert.  Aber bei der Umsetzung beider Möglichkeiten palliativer Versorgung
gibt es noch etliche Lücken zu schließen. Die palliativmedizinische Ausbildung der Ärzteschaft nimmt auch
erst seit wenigen Jahren zu. Mit Unterstützung des Bremer Fördervereins „Palliativstation am KLdW“ und
auch der Bremer Seniorenvertretung versucht die Mannschaft  der Bremer Palliativmediziner, insbesondere
der Kolleginnen/Kollegen aus  der Palliativstation im KLdW, offene Fragen zu klären, Versorgungslücken zu
schließen und die Fortbildung zu fördern. Deshalb findet am  20.03.2015  und  21.03.2015  in der  Bremer
Glocke der 9. Bremer Kongress für Palliativmedizin statt.

Das Programm ist  sehr  umfangreich und von Fachleuten auf  Fachleute zugeschnitten.  Der Vor-
tragskatalog  ist  thematisch  vielfältig.  Es  geht  um  Fragen  der  medizinischen  und  sozialen  Leistungs-
anforderungen in der Palliativmedizin, der Realisierungsmöglichkeiten des Bedarfs an Zuwendung und medi-
zinischer Behandlung   sowie um Fragen  der  organisatorischen  und  räumlichen Ausstattung.  Ebenso ste-
hen der Widerspruch zwischen Ökonomie und Palliativmedizin und die zukünftigen Entwicklungen im Fokus.

(Fortsetzung auf Seite 2)
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Die Vorträge werden begleitet von 12 Workshops
zu spezifischen medizinischen Detailfragen.

Für  die  Öffentlichkeit   wird  eine  Veran-
staltung  mit  einem Referat  zum Thema „Das  ist
doch  kein  Leben  mehr“  und  mit  einer  Podiums-
diskussion  über  „Sterbehilfe“  angeboten.  Der
niederländische  Journalist  Gerbert  van  Loenen
wird erläutern, inwieweit  die Niederlande in ihrer
Haltung  zu  diesem  Thema  gegenwärtig   einen
Wandel durchlaufen.  Die anschließende Podiums-
diskussion  greift  dann  das  Thema  auf.  Sie  wird
moderiert  von  Dr.  Joachim  Willenbrink  (KLdW).
Teilnehmer   sind   voraussichtlich   Peter   Hinze
(CDU,  Vizepräsident  des   Deutschen  Bundes-
tages),  Renate  Künast  (Bündnis  90/Die  Grünen,
MdB),  Prof.  Annelie  Keil  (Bremen),   Dr.  Frank
Ulrich  Montgomery  (Präsident  der  Bundesärzte-
kammer),  Oliver  Tolmein  (Rechtsanwalt)   und
Gerbert von Loenen. 

Diese  öffentliche  und kostenlose
Veranstaltung findet am Samstag, 21.März 2015,
13.30 -  15.30 Uhr im  kleinen Saal  der  Bremer
Glocke statt.  Sie  dürfte viele Seniorinnen/ Senio-
ren  interessieren.  Eine  Anmeldung  ist  nicht  not-
wendig.  Eine  Sitzplatzgarantie  kann  jedoch  nicht
gegeben werden. 
Weitere Informationen finden sich unter:
http://www.palliativkongress-bremen.de/Programm

Planung und Organisation vor Ort
Slavica Dragutinovic, Tel. (0421) 879-1786
Sekretariat Dr. med. Hans Joachim Willenbrink
E-Mail: slavica.dragutinovic@klinikum-bremen-ldw.de

    
Rezepte – Finden Sie durch?

Das Jahr ist noch jung, und dennoch: 
Waren Sie auch schon beim Arzt? Haben Sie ein 
Rezept bekommen und es wegen des schlechten 
Wetters erst einmal an die Pinnwand geheftet? 
Dann sollten Sie lesen, wie lange die Verordnung 
gültig ist.

Rosa, weiß, blau, grün, gelb - es gibt viele
verschiedene  Rezepte. Das  rosa Kassenrezept
kommt am häufigsten vor und sollte innerhalb von
4  Wochen  in  der  Apotheke  eingelöst  werden.
Gültig ist es zwar noch zwei weitere Monate, muss
aber dann aus eigener Tasche bezahlt werden.  

Das Privatrezept  ist  blau oder  weiß und
für  privat  krankenversicherte  Patienten  gedacht.
Das bedeutet,  der Patient  tritt  in  Vorleistung und
holt  sich  die  entstandenen  Kosten  von  seiner
privaten Krankenkasse zurück.

Auch Kassenpatienten können von ihrem

Arzt  ein  blaues Rezept erhalten.  Nämlich  dann,
wenn das Medikament verschreibungspflichtig ist,
aber nicht zum Leistungskatalog der gesetzlichen
Krankenkasse  gehört.  Üblich  zum  Beispiel  bei
Erkältungskrankheiten.  Diese  Kosten  sind  dann
vom  gesetzlich  Versicherten  selbst  zu  tragen.
Dieses Rezept ist drei Monate gültig.

Eigentlich keine echte Verordnung ist das
grüne Rezept. Es ist mehr eine Empfehlung, die
der Arzt dem Patienten aufschreibt. Diese Rezepte
sind  unbegrenzt  gültig  und  werden
selbstverständlich  nicht  von  Krankenkassen
erstattet.

Und dann gibt es noch gelbe Rezepte, die
für  alle  Versicherten  ausgestellt  werden  können.
 Die  verordneten  Medikamente  unterliegen  der
Betäubungsmittelverordnung und damit besonders
strengen  Auflagen.  Gelbe  Rezepte  werden  in
dreifacher  Ausfertigung  ausgestellt.  Diese
Verordnungen sind nur bis zu sieben Tage gültig.
                                                             Elke Scharff

Therapie-Verbesserungen für Patienten
in der Gesetzlichen Krankenversicherung

werden verhindert !

Vor wenigen Wochen wurde das Ergebnis
einer  europaweiten  Untersuchung  zu  den
Gesundheitssystemen  bekannt,  die  eine  sehr
renommierte Unternehmensberatung durchgeführt
hat: Das teure Gesundheitssystem in Deutschland
ist  seinen Preis  (Beitragshöhe und Zuzahlungen)
im Verhältnis zur Qualität nicht wert.

Unser  Land  soll  danach  im  unteren
Mittelfeld,  weit  nach  Luxemburg,  Schweden,
Norwegen,  Italien,  Polen,  Griechenland,  Spanien
und  Großbritannien  stehen.  In  der  Feststellung
heißt  es:  Deutschlands  Gesundheitssystem  sei
wenig effizient und im Verhältnis zu teuer. 

Ganz  anders  betrachtet  der  seit  einem
Jahr  im  Amt  tätige  neue  Bundesgesundheits-
minister,  Hermann  Gröhe,  die  Gesundheitspolitik
der neuen Bundesregierung. Auf der Website des
Ministeriums schreibt  er persönlich:  „Deutschland
hat  eines  der  besten  Gesundheitssysteme  der
Welt.“

Die  Lobbyistenverbände  dürfen  weiter
sicher  sein:  Es  darf  in  ihrem  Sinne  alles  so
weitergehen.  Die  Bürokratie-Maschinerie  wird
zusätzlich in Gang gesetzt. Die Groko- Regierung
will  die  Qualität  bei  den  Ärzten  und  in  den
Krankenhäusern  erfassen  und  von  einer  neuen
Institution  auswerten  lassen.  Diese  werden  ganz
sicher nur dann die dazu  aufwendigen Aufgaben
erledigen,  wenn  dafür  weitere  Beitragsgelder
zusätzlich fließen.

         (Fortsetzung auf Seite 3)

Gesundheit
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Es  wird  von  unseren  Politikern  nicht
ernsthaft  in  Erwägung gezogen,  Fehlanreize und
Falschabrechnungen, die sich jährlich in Milliarden
Euro  zu  Lasten  der  Beitragszahler  anhäufen,  zu
beseitigen oder mindestens zu minimieren.

In  dieser  schwarz-roten  Bundesregierung
war es noch nie einfacher, die Bundesländer von
den  erforderlichen  Änderungen  in  der  Kranken-
hausplanung  im  Sinne  der  Behandlungen  für
Schwerstkranke  zu  überzeugen.  Lebensbedro-
hende Krankheiten  sollten mit  den erforderlichen
Diagnostik- und Therapieverfahren ausnahmslos in
den  Schwerpunkt-  und  Zentralversorgungsstufen
der  Krankenhäuser  stattfinden.  Dieses  Thema
kommt  in  den  Koalitionsabsprachen  im  Herbst
2013 leider nicht vor.

Die  heute  geltende  Gesetzgebung  im
Sozialbuch  V  bestimmt  den  Auftrag  einer  nur
ausreichenden ärztlich/medizinischen Behandlung
für  Patienten.  Eine  Änderung  zur  bestmöglichen
Behandlung von Patienten ist aus Kostengründen
nicht  vorgesehen.  Die  tatsächlich  entstehenden
Mehrkosten  könnten  finanziert  werden  durch  die
Beseitigung  der  kostspieligen  Strukturen  in  der
gesetzlichen  Krankenversicherung,  durch  eine
vollständige Finanzierung für versicherungsfremde
Aufwendungen  aus  dem  Bundeshaushalt  und
durch  Verbot  der  Unsummen  von  Ausgaben  für
Marketingaktivitäten  sowie  Werbestrategien  der
Krankenkassen.  Viele  der  heute  neuen  wissen-
schaftlichen  Erkenntnisse  für  Diagnose-  und
Therapieverfahren kommen wegen Ablehnung im
„Gemeinsamen  Bundesausschuss  Ärzte/Kranken-
kassen/Krankenhäuser“  nicht  zum  Tragen.  Die
Funktionsvertreter  dieser  drei  Bundesverbände
wachen  strikt  über  ihre  im  Topf  enthaltenen
Beiträge der Versicherten in der GKV. Sie wehren
sich  gemeinsam  vor  Mehrausgaben,  die  zur
Kürzung ihrer bestehenden Finanzhaushalte bzw.
der derzeitigen Vergütungen und Gehälter führen
würden.                                            Günter Steffen

Reibungslose Nachversorgung immer
noch ein Problem!

Ende des letzten Jahres habe ich wegen
unerträglicher  Schmerzen  kurzfristig  in  einer
Bremer  Klinik  eine  neue  Hüfte  erhalten.  Dieser
Vorgang  gibt  mir  den  Anlass,  einmal  für  den
„Durchblick“  meine  Krankenhauserfahrungen  zu
schildern.

Die  Voruntersuchungen  und  der  OP-
Termin  liefen  problemlos  und  sollen  in  keiner
Weise beanstandet  werden. Als ich mich bei der
Sozialarbeiterin  der  Klinik  nach  einer  Anschluß-

heilbehandlung erkundigte, bekam ich eine 800er-
Telefon-Nummer  in  Bremen  genannt.  Dieses  sei
die  Telefon-Nummer  der  Handelskrankenkasse
(HKK)  für  die  spezifische  Beratung.  Am 5.  Nov.
2014  habe  ich  dort  ca.  1  Stunde lang  versucht,
einen  Anschluss  zu  bekommen,  es  hat  nicht
funktioniert.  Darauf  habe ich meine Beraterin bei
der  HKK  angerufen,  die  mir  mitteilte,  diese
Nummer  kenne sie  nicht!  Ich  habe  sie  gebeten,
mich  doch  mit  einer  zuständigen  Beraterin  zu
verbinden, wurde aber informiert, eine solche säße
in  Oldenburg.  Ich  erhielt  deren  Telefonnummer.  

Zwischenzeitlich  habe  ich  dann  noch
einmal  die  ominöse  800er-Nr.  angerufen.  Welch
ein  Zufall,  es  ging  jemand  an  den  Apparat.  Ich
habe  meine  Frage  nach  der  einer  Hüft-OP
folgenden  Anschlußheilbehandlung  gestellt  und
erhielt  die  Auskunft;   am  KLdW   gebe  es  eine
ambulante  Therapie,  ich  würde  morgens  per
Fahrzeugkurier  von  zu  Hause  abgeholt  und
abends wieder  nach  Hause  gebracht,  ansonsten
gebe es  auch  noch  die  Möglichkeit,  eine  solche
ambulante Therapie  in der Reha-Klinik am ehe-
maligen Sendesaal  von Radio Bremen zu absol-
vieren.  Diese  Örtlichkeiten  liegen  aber  für  mich,
weil  ich  in  Bremen-Nord wohne,  so weit  entfernt
wie  z.B.  Bremerhaven,  Osterholz-Scharmbeck
oder Oldenburg. 

Dieses  Ansinnen  habe  ich  erst  einmal
abgelehnt, um nun doch mit der Beraterin der HKK
in Oldenburg zu sprechen. Wegen der schlechten
Erreichbarkeit  der  ambulanten  Therapieangebote
„vor Ort“ hat sie mir dann die Bückeberg Klinik in
Bad  Eilsen  für  eine  stationäre  Anschlußheilbe-
handlung empfohlen. Nach eigener Recherche im
Internet habe ich mich dann zu einer Therapie in
eben dieser Klink entschieden.

Bei der Eingangsuntersuchung durch den
Klinikarzt habe ich ganz klar meine Zielsetzung für
diese  Anschlußheilbehandlung  dargestellt:  „Mög-
lichst  schnell  wieder  ein  normales  Leben  führen
können!“  Die  verordneten  Behandlungspläne
waren aus meiner Sicht wenig zielführend, es gab
jede Woche einen neuen Behandlungsplan, diesen
habe ich jede Woche neu ändern lassen müssen,
weil ich eine Therapie für die Probleme nach einer
Hüftoperation haben und  nicht  an irgendwelchen
Bespaßungen teilnehmen wollte.  Letztlich  hat  es
dann auch immer funktioniert, nur musste man es
einfordern,  immer  wieder  selbst  einfordern.  Wie
heißt es so schön, wenn man nicht aufmüpfig ist,
bekommt man nichts. 

Wo liegt nun das Problem? Es kann doch
nicht  sein,  dass  von  den  Ärzten  zu  einer  OP
geraten wird, und danach ist der Patient sich selbst
überlassen!  Unser  Gesundheitswesen will  es  so,
der hilflose Patient bleibt sich selbst überlassen –
es sei denn, er nimmt das Heft selbst in die Hand 

                 (Fortsetzung auf Seite 4)

Seniorenforum
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und fordert massiv seine gesundheitliche Wieder-
herstellung ein. 
 Ich denke,  in unserem Gesundheitswesen
müsste  ein  Umdenken  einsetzen.  Für  eine  Hüft-
bzw.  Knie-OP  werden  die  Krankenhäuser  mit
Beträgen von ca.  10 – 15 Tausend Euro bezahlt
und für  die  anschließende Therapie wird  nur  ein
minimaler Betrag zur Verfügung gestellt. Außerdem
scheint  die  Zusammenarbeit  von  Klinik  und
Therapieeinrichtungen  häufig  nicht  zu  funktio-
nieren.  Unter  diesen  Umständen  leidet  eine
sinnvolle  Nachversorgung.  Dieses  Problem sollte
auch  im  Arbeitskreis  „Gesundheit“  der  Senioren-
vertretung diskutiert werden.    

                    Ingrid Peschel, Bremen-Nord

 

Wohl doch keine Einzelfälle!

Das Jahr 2015 fängt für den Pflegebereich
gut  an.  Als  ich  in  der  Juli-Ausgabe  2014  des
„Durchblick“  aufgrund der Erfahrungen der letzten
Jahre  mit  schweren  Vorfällen  in  Altenwohn-  und
Pflegeheimen  darauf  hinwies,  dass  die  beliebte
Entschuldigung,  es  handele  sich  nur  um Einzel-
fälle, ziemlich „dünn“ sei, gab es einige Optimisten,
die auch weiterhin dieses peinliche Thema herun-
terzuspielen versuchten. 

Am  10.01.2015  war  es  dann  wieder  so
weit.  Der  Weser-Kurier  (S.9)  berichtete  davon,
dass  eine  Pflegekraft  im  Pflegezentrum  am
Doventor  Bewohnern  Medikamente  vorenthalten
oder  gar  in  den  Müll  geworfen  habe.  Die
Staatsanwaltschaft kümmere sich bereits um den
Fall  wegen  des  Verdachts  der  fahrlässigen
Körperverletzung.  Wenn dann, wie es hieß,  die
Bremische Wohn- und Betreuungsaufsicht, die für
solche  Fälle  zuständig  ist,  der  Pflegekraft  ein
Arbeitsverbot erteilt, ist das einerseits ein Zeichen
dafür, dass schnell und konsequent reagiert wird.
Der Sprecher der Sozialsenatorin hat das bestätigt:
“Wir  haben  sofort  eingegriffen...“.  Anderseits
signalisiert  der schnelle Eingriff,  dass Bremen es
wieder  mal  mit  einer  schweren  Verfehlung  im
Pflegebereich zu tun hat.   Von Einzelfällen sollte
man  möglichst  nicht  mehr  sprechen.  Ich  denke,
daran können die meisten Seniorinnen und Senio-
ren  sowieso  nicht  mehr  glauben.  Außerdem
scheint es Heime zu geben, denen ihr Image ziem-
lich gleichgültig ist,  wenn es um Rationalisierung
und Gewinn geht.  

Bedauerlich  ist,  dass  die  Sozialbehörde,
wie  ihr  Sprecher  bekennt,  „keine  verfrühten
Konsequenzen“  ziehen  will  und   immer  noch
glaubt,  es bestehe kein Anlass,  die Kontrollen in
den  Pflegeheimen  zu  verschärfen.  Der
Kontrolldruck  sei  hoch  und  das  System  der

Überprüfung engmaschig. 
 Für  mich hat  dieses Netz etliche Löcher,
und der  Kontrolldruck kann in  einem vorwiegend
ökonomisch ausgerichteten Pflegesystem gar nicht
hoch genug sein; denn wenn es ums Geld geht,
bleibt erfahrungsgemäß die Menschlichkeit auf der
Strecke. Es ist dringend Zeit, die Kontrollstrategien
zu  verbessern.  Die  Entschuldigung,  es  handele
sich um Einzelfälle, zieht nicht mehr.
                                                Gerd Feller, Bremen

Am 15. März 2015 findet im  Bremer Rat-
haus von  11.00  bis  17.00  Uhr  die  6. Bremer
Freiwilligenbörse Aktivoli statt. Dort haben  inter-
essierte Bürger und Bürgerinnen die einmalige Ge-
legenheit,  sich  über  die  Möglichkeiten  eines
ehrenamtlichen Engagements in Bremen zu infor-
mieren.  170.000  Bremerinnen  und  Bremer  quer
durch alle Altersgrenzen sind bereits freiwillig eh-
renamtlich tätig. Trotzdem gibt es noch Nachfrage
und viele freie Stellen. 

Seit 2009 erfreut sich die Aktivoli mit einer
durchschnittlichen  Besucherzahl  von  2000  einer
großen Resonanz. 70 gemeinnützige Organisatio-
nen stellen sich vor. Veranstaltet wird die Aktivoli
von  der  Bremer  Freiwilligenagentur.  Viele  der
Aussteller sind in der sozialen Arbeit tätig. Deshalb
finden sich auch Angebote, die sich vor allem an
ältere  Menschen  richten.  So  sind  z.B.  Senior
Experten Service,  Bremer Senior Service,  Bremer
Heimstiftung,  Forum Ältere Menschen und  Aufsu-
chende  Altenarbeit  Bremen vertreten.  Auch  die
Seniorenvertretung nimmt  mit  ihrem  Stand  teil.
Außerdem werden zahlreiche Engagements ange-
boten, die nicht dem üblichen Bild des Ehrenamtes
entsprechen. Auf der Aktivoli wird ein sehr breites
Spektrum des frewilligen Engagements vorgestellt.

Ehrenamtliche  Tätigkeit  bereichert  das
Leben, bereitet ganz offensichtlich viel Freude  und
ist  ein  wichtiger  Beitrag  für  das  gesellschaftliche
Miteinander.  Die Aktivoli freut sich auf Sie!

Das  Seniorenforum  ist  eine  Rubrik,  die  allen
interessierten  Mitgliedern  der  Seniorengeneration
die  Möglichkeit  bietet,  ihre  Meinungen  und
Gedanken vorzutragen. Die Beiträge werden von der
Redaktion aus den Zuschriften ausgewählt, können
gekürzt  werden  und  geben  die  persönliche
Auffassung  ihrer Verfasser wieder.  Voraussetzung
für  die  Veröffentlichung  ist,  dass  der  Name  des
Autors  genannt  wird  und  dessen   postalische
Adresse vorliegt. Ein Anspruch auf Veröffentlichung
besteht nicht.
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Aus der Senioren-

Vertretung der
Stadtgemeinde Bremen

                

Zeynep  Sümer,  Vorstands-
mitglied  der  Bremer
Seniorenvertretung,  hat
über  die  Armut  der
Menschen  mit  Migrations-
hintergrund  und  insbeson-
dere  der  Bremer  Migran-
tinnen/  Migranten   recher-
chiert.  Mit  dem  folgenden
Beitrag    in     zwei    Teilen

    Zeynep Sümer          liegt  eine  Zusammenfas-      
                     sung der Ergebnisse vor.

       
Das Armutsrisiko gilt  und steigt  nicht  nur

für  die  deutschstämmige  Bevölkerung,  sondern
ebenso  für   die  Menschen  mit  Migrationshinter-
grund. Von 81,75 Mio. Menschen in Deutschland
besitzen  15,96  Mio.  (20%)  einen  Migrations-
hintergrund (Quelle: Mikrozensus 2008). 

Die  erste  Generation  der  sogenannten
Gastarbeiter,  die  während  des  Deutschen  Wirt-
schaftswunders  seit  1955  ins  Land  kamen  und
dann hier geblieben sind, befindet sich bereits im
Ruhestand.  Sie  und  die  Zuwanderer  späterer
Jahre  sind  wie  auch  alle  anderen  den  Ent-
wicklungen in der Wirtschaft und auf dem Arbeits-
markt in Deutschland  ausgesetzt, und davon hän-
gen  eben  ihre  Einkommen,  die  Maßnahmen  zur
Absicherung der Lebenssituation  und ihre Renten
im Alter ab. So findet sich auch unter ihnen Armut,
insbesondere Kinder- und Altersarmut. 

Insgesamt  sind  13  Mio.  Deutsche   von
Armut bedroht. 13% aller Senioren hat ein monat-
liches Einkommen von unter 848 €. Wer weniger
hat, wird als armutsgefährdet betrachtet. Das trifft
auf 15,1% der Mitbürger zu. 

Die  Ursachen  für  ein  hohes  Armutsrisiko
sind  bei  Migranten  zu  einem  großen  Teil  die
gleichen  wie  bei  der  übrigen  Bevölkerung:
Krisenzeiten für Industrie und Handel, Berufskrank-
heiten  mit  Frühverrentung,  Rationalisierungs-
prozesse  mit  Personaleinsparungen,  Arbeitslosig-
keit,  Niedriglohn  und  Leiharbeit.  Bei  vielen
Migranten  liegt  allerdings  das  Armutsrisiko  noch
höher durch fehlende Schul- und Berufsabschlüs-
se,  eingeschränkte  Anerkennung  von  Schulab-

schlüssen,  Sprachbarrieren  sowie befristete und
schlecht  bezahlte Tätigkeiten.  Das trifft  vor  allem
die früheren Generationen der Gastarbeiter, die als
Facharbeiter aus Italien, Jugoslawien und aus der
Türkei nach Deutschland kamen, aber hier häufig
nur  als  Hilfsarbeiter  in  niedrigsten  Lohngruppen
eingestellt wurden. Richtig schwer wurde es nach
dem Anwerbestopp (1973). Wie eine Untersuchung
von Dr.  Eric  Seils,  Jutta Höhne, Benedikt  Linden
und Anne Wiebel zeigt, erreichten zwar diejenigen
zugewanderten  Arbeitskräfte,  die  in  überdurch-
schnittlich  zahlenden  Großunternehmen  beschäf-
tigt  waren,  Schwerstarbeit  akzeptierten und viele
Überstunden leisteten,  Anfang der 1970er Jahre
im Schnitt immerhin Bruttogehälter, die nur wenig
unter  denen  der  Deutschen  lagen.  Aber  sie
gehörten  dann  zu  den  Ersten,  die  in  den  70er
Jahren  unter der Montan- und Werftenkrise und
der  zunehmenden  Massenarbeitslosigkeit  zu
leiden  hatten.  In  überwiegender  Zahl  besetzten
Gastarbeiter  die  am  schlechtesten  bezahlten
Stellen,  arbeiteten seltener in Großbetrieben und
hatten  kaum eine  Möglichkeit,  niedrige  Stunden-
löhne  durch  Mehrarbeit  auszugleichen.  Die
Arbeitslosenquote der Ausländer stieg über die der
Deutschen. 41,5% der damaligen und heute über
65  Jahre  alten  Gastarbeiter  wurden  arbeitslos.
12,7%  beziehen  Grundsicherung.  Bei  den
deutschen Seniorinnen/Senioren sind es nur 2,1%.
(Quelle: Mikrozensus 2011 und Migazin. Armut - Altersarmut).

Die  damalige  wirtschaftliche  Situation
schlug  sich  nicht  nur  in  laufenden  Einkommen
nieder,  sondern  auch  in  geringen  Rentenan-
sprüchen.  Auf  der  Basis  von  neuen  Daten  der
Deutschen  Rentenversicherung  und  des  Mikro-
zensus haben die Forscher des Wirtschafts-  und
Sozialwissenschaftlichen  Instituts  (WSI)  in  der
Hans-Böckler-Stiftung  die  soziale  Situation  von
ehemaligen  Gastarbeitern  ermittelt.  So   kommen
aus der Türkei zugewanderte Männer im Alter ab
65 im Schnitt nur auf eine gesetzliche Rente von
742  €,  während  Deutsche  immerhin  1.109  €  im
Monat beziehen. Heute liegen die mittleren Renten
für Personen ohne Migrationshintergrund bei 1.226
€ (Männer) und 628 € (Frauen). Die Menschen mit
Migrationshintergrund  erhalten  durchschnittlich
eine  Rente  von   890  €  (Männer)  und  598  €
(Frauen).                         

Besonders  betroffen  sind  auch  bei  den
Migranten die Frauen. Viele  von ihnen kamen in
den 70er und 80er Jahren im Rahmen der Fami-
lienzusammenführung aus der  Türkei.  Sie  hatten
mangelhafte  Sprachkenntnisse  und  oft  keine
Berufsausbildung.  In  Abhängigkeit  von  den
Männern  kümmerten  sie  sich  um  Haushalt  und
Kindererziehung. Manche arbeiteten stundenweise
als Haushaltshilfe oder Reinigungskraft. In diesen
Fällen  wurden  selten  Rentenzahlungen geleistet,
                              (Fortsetzung auf Seite 6)

Faktencheck
Armut unter Menschen 

mit Migrationshintergrund
                 1.Teil: allgemeine Situation
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so dass später nur die Kindererziehungszeit aner-
kannt wurde. Sie leben bei einer niedrigen Rente
des Mannes bereits in Armut oder mit einem sehr
hohen Armutsrisiko. 

Auch  unter  den  Migranten  selbst  gibt  es
soziale  Unterschiede.  Türkische Seniorinnen  z.B.
haben  mit  Abstand  die  niedrigsten  Rentenan-
sprüche erworben. Sie erhalten im Mittel nur 363 €.
Frauen  mit  deutscher  Staatsangehörigkeit  bezie-
hen  dagegen  durchschnittlich  572  €  gesetzliche
Rente im Monat, Griechinnen 570 € und Italiene-
rinnen 467 €. 

Anteile der Bevölkerung in Deutschland  am
Armutsrisiko in %  

Menschen mit
Armutsrisiko

Ohne Migrations-
hintergrund

Mit Migrations-
hintergrund

Mitbürger/-
innen

12,3 26,6

Kinder < 18
               Jahre

13,7 30,3

Ältere  > 65
               Jahre

11,5 31,4

(Quelle: Mikrozensus 2013 und Migazin. Armut - Altersarmut)
Dieser Faktencheck wird in der nächsten Ausgabe
des „Durchblick“  fortgesetzt, und zwar mit einem
genaueren Blick  auf die Situation in Bremen.

                         Zeynep Sümer/Gerd Feller

Kriminalprävention

Als eine ihrer Aufgaben sieht die Senioren-
Vertretung  die  Warnung vor  kriminellen  Machen-
schaften an. So haben wir z.B. im Durchblick Nr.
175 auf  den sogenannten Enkeltrick aufmerksam
gemacht. 

Um der Vielzahl von kriminellen Handlun-
gen  besser  entgegentreten  zu  können,  hat  der
Beirat  Hemelingen  die  Bildung  eines  Krimi-
nalpräventionsrates beschlossen. Zur Vorbereitung
auf  diese  Maßnahme  lädt  der  Beirat  zu  einer
öffentlichen  Informationsveranstaltung  am  Mitt-
woch, den 25.02.2015 um 19.00 Uhr im Ortsamt
Godehardstraße 19 (KuBiKo) ein. 

Als SV-Delegierter des Beirats Hemelingen
werde  ich  um  eine  enge  Zusammenarbeit  mit
unserer Senioren-Vertretung bemüht bleiben.  

    Manfred Boeck  

BSAG hebt Mitnahmeverbot 
von E-Scootern wieder auf.

„Bei E-Scootern bleiben die Türen zu“, so
hieß  es  in  einem  Beitrag  im  Weser-Kurier
(08.01.15,  S.7).  Gemeint  waren  die  Türen  von
Bahnen  und  Bussen.  Die  Bremer  Seniorenver-
tretung  nahm im  selben  Beitrag  Stellung  zu  der
überraschenden Maßnahme des VBN, die von der

BSAG erst einmal durchgezogen, kurz darauf aber
wieder aufgehoben wurde (WK, 13.01.15, S.9). 

Die  SV  hatte  sich  dem  Unmut  ange-
schlossen,   der  sich in  dieser  Angelegenheit  mit
Recht in der Öffentlichkeit schnell verbreitete. Ein
Brief in der Sache an den Verkehrssenator folgte. 
 Statt  intelligentere  Lösungen  gemäß  dem
technischen und gesellschaftlichen  Fortschritt  im
21. Jahrhundert  anzustreben, reagierte der ÖPNV
auf  ein  Gutachten  des  Verbands  Deutscher
Verkehrsunternehmen mit einem Verbot. In diesem
Gutachten  werden  sehr  vage  Aussagen  zur
Möglichkeit  einer Unfallgefahr durch E-Scooter in
Bahnen oder Busen gemacht. Dort heißt es,  dass
angeblich  „kritische  Situationen  beobachtet“
wurden  und  sich  daraus  „ein  möglicherweise
erhöhtes Gefährdungspotential“ bei der Mitnahme
von  E-Scootern  „vermuten“  ließe  (Quelle: STUVA-

Gutachten,  Köln,  Mai  2014,  S.3). Diese  Feststellung
rechtfertigt nach Meinung der SV nicht ein derart
überstürztes  Verbot,   das  behinderte  und  ältere
Menschen  von  der  Nutzung  öffentlicher
Verkehrsmittel  ausschließt.  Wir  hörten  außerdem
von vielen sozialen Einrichtungen,  dass  sie  trotz
der Brisanz des Themas nicht  informiert  wurden.
Es  haben  auch  keine  klärenden  und
vorbereitenden  Gespräche  zwischen  den
Verkehrsträgern,  den  Scooter-Nutzern  sowie  den
Senioren-  und  Behindertenverbänden  stattge-
funden.  Wie aus  der  Presse  zu  entnehmen war,
wurde  anscheinend  noch  nicht  einmal  das
Personal  ausreichend  informiert,  nach  welchen
Kriterien genau ein E-Scooter mitgenommen oder
ausgegrenzt  werden soll.  Befremdend wirkt  auch
die Tatsache, dass das Gutachten, auf dass sich
die Verantwortlichen jetzt  für das Verbot stützen,
bereits seit Mai 2014 existiert. Von daher hätte die
Aktion  sehr  viel  gründlicher  vorbereitet  werden
können. 
Bei  diesem  „schnellen  Schuss  aus  der  Hüfte“,
wahrscheinlich  aus  finanziellen  Erwägungen
abgefeuert, müssen sich die verbotsfreudigen Insti-
tutionen  nicht  wundern,  wenn  eine  solche
überstürzte und nicht  nachvollziehbare Aktion als
schwere  Diskriminierung  verstanden  und  heftig
angegriffen wird.  Sie lässt außerdem den Schluss
zu,  dass  zumindest  in  der  ÖPNV  wenig
Bereitschaft  besteht,  der  politischen  Forderung
nach  Bürgernähe,   Mitwirkung  von  Bürgerinnen/
Bürgern  und  Kundenfreundlichkeit  nachzu-
kommen. 

Die  Bremer  Seniorenvertretung  ist  der
Ansicht, dass unter Einbeziehung der vom Verbot
Betroffenen  und  der  zuständigen  sozialen  Insti-
tutionen  erst  einmal  gemeinsam der  Sachverhalt
genau geklärt und über akzeptable, vernünftige Lö-
sungen für die Mitnahme von E-Scootern in Bah-
nen  und  Bussen  nachgedacht  werden  muss.

         Gerd Feller 
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Beim PLD soll es weitergehen

Wegen der bisher zögerlichen Einrichtung
eines Palliativen Liaisondienstes (PLD) in Bremer
Krankenhäusern  (vgl.  „Durchblick“ Nr.179,  S.7)
hatte die LSV Bremen im November  ein Schreiben
an den Senatspräsidenten, Jens Böhrnsen, gerich-
tet. Seine Antwort erreichte uns am 02.01.15.

Es  wird  darauf  hingewiesen,  dass  die
Krankenhäuser die Einführung von Liaisondiensten
befürworten  und  den  Bedarf  anerkennen.
Allerdings  fehlten  noch  „die  personellen  und
strukturellen  Voraussetzungen  für  die  bereits
vorhandenen  Abrechnungsmodalitäten“.  Eine
standortübergreifende  AG  habe  zwischenzeitlich
„den  Bedarf  konkretisiert  und  konzeptionelle
Ansätze  für  eine  Umsetzung  vorgelegt“.  Vor
diesem  Hintergrund  gehe  es  nun  darum,
„gemeinsam  mit  den  Kostenträgern  und  den
Krankenhäusern  Lösungsansätze  zur  Etablierung
derartiger Liaisondienste zu finden. Hierzu soll ein
Verfahren zwischen dem Senator  für  Gesundheit
und  den  Gremien  der  Selbstverwaltung  des
Gesundheitswesens vereinbart werden.“

Die  LSV  hofft,  dass  alle  beteiligten
Gremien möglichst bald zueinander finden und der
PDL an den Bremer Krankenhäusern eingerichtet
wird.                                                                    GF.

Zur Diskussion gestellt
von 
Gerd Feller

Parkplätze sollten nicht als Komfort
gelten!

Da  meine  Frau  schwer  gehbehindert  ist
und  der  ÖPNV  nicht  vor  unserer  Haustür  hält,
bleibt uns für Fahrten in die Innenstadt eigentlich
nur  der  PKW.  Aber  das  wird  auch  immer
schwieriger.  Die  zunehmende  Zahl  der  sehr
großen  PKW´s  verschlechtert  für  ältere  und
gehbehinderte  Menschen  mit  Rollatoren  oder
Rollstühlen  die  Situation  in  den  Parkhäusern.
Meine  Frau  besitzt  zwar  einen  Schwerbehin-
dertenausweis,  der  aber  noch  nicht  ganz  die
Kriterien  einschließt,  die  für  die  Nutzung  eines
Schwerbehindertenparkplatzes  Voraussetzung
sind.  Also  müssen  wir  uns  auf  einen  der  freien
„normalen“  Plätze  stellen.  An  sich  kein  Problem,
wenn da nicht die modernen Automonster wären.
Wir  fahren  zwar  schon  einen  Kleinwagen,  aber
sehr oft liegen die anvisierten Parklücken zwischen
zwei solchen Großwagen, und wenn sonst nichts
frei ist, gibt es Schwierigkeiten. Erstens, man kann
die  Seitentüren  nicht  so  weit  öffnen,  dass  dem

behinderten  Menschen  wenigstens  ein  unbehin-
dertes  Aussteigen  ermöglicht  wird.  Außerdem
passen bei einem kleineren Gefährt Rollstuhl oder
Rollator nicht immer in den Kofferraum. Also muss
vorher alles raus. Daraus folgt zweitens, dass man
auf  dem  Fahrstreifen  anhalten,  aussteigen,
Hilfsgeräte  ausladen  und  den  Behinderten
unterstützen und sichern muss. Das dauert dann
etwas,  bevor  man in  die  Lücke  einparken  kann.
Und  drittens  geht  es  dann  so  richtig  los.  Die
nachfolgenden Fahrer/-innen  blenden  auf,  hupen
und/oder  kommentieren aufgebracht  das Gesche-
hen, weil  sie 2 Minuten warten müssen. Gewiss,
Zeit ist Geld, Rücksichtnahme kostet Zeit und also
Geld  und  auch  Geduld,  Hektik  besteht  sowieso
allerorten, jedermann nimmt nur sich wichtig, und
die Umgangsformen werden immer rüder. Fehlt nur
noch, dass mal jemand aussteigt  und gewalttätig
wird.  Ganz  schlimm  wird  es,  wenn  später  der
eigene  Parkplatz  von  den  lieben  Nachbarn  so
zugestellt ist, dass man sich nur noch mühsam in
den Wagen hinein zwängen oder gar nicht  mehr
einsteigen  und  wegfahren  kann.  Solche  Situa-
tionen nerven, und deshalb shoppen wir fast  nur
noch in den Einkaufszentren am Stadtrand, die in
der  Regel  großzügigere Parkangebote und meist
auch mehr Barrierefreiheit aufweisen. 

Wir  sind  es  nicht  allein,  die  über  die
Parkprobleme in der Innenstadt klagen. Inzwischen
haben wir  von vielen Seiten,  vor  allem aus dem
Kreis der Seniorinnen/Senioren, vom Ärger mit zu
schmalen Parkflächen gehört.  

Über das Parkdilemma berichtete kürzlich
auch der Weser-Kurier (04.01.2015) und gab u.a.
die Haltung der Verkehrsbehörde in diesem Falle
zum  Besten.  Der  Bericht  ließ  insgesamt  den
Schluss zu,   dass anscheinend nur  die Parkpro-
bleme  der  Fahrer  großer  PKW´s  eine  Rolle
spielen. Für diejenigen, die bezahlen können, wird
die  Einrichtung  komfortabler,  aber  auch  kost-
spieliger  XXL-Plätze  empfohlen,  und  ansonsten
sollen die Kraftfahrer doch sehen, wie sie zurecht
kommen. 

Es ist bedauerlich, dass man in der Bremer
Verkehrsbehörde  keinen  Handlungsbedarf  sieht.
Wenn  der  Verkehrssenator  verlauten  lässt,   er
lehne  eine  neue,  zeitgemäße  Veränderung
gesetzlicher   Vorschriften  für  die  Größe  eines
Parkplatzes  ab,  weil  das  die   unternehmerische
Freiheit  einschränke,  dann  sollte  er  nicht
vergessen, dass diese Freiheit auch ihre Grenzen
hat,  nämlich  dann,  wenn  Menschen  in  ihrer
Mobilität massiv beeinträchtigt werden. Aber nach
meinen Erfahrungen wird gesetzlicher Druck in der
Verkehrsbehörde sowieso nur ausgeübt, wenn dies
die Nutzung von Kraftfahrzeugen behindert, und in
diesem  Sinne  sind  ja  die  engen  Parkplätze  als
Abschreckung für Innenstadtbesucher ideal.
                            (Fortsetzung auf Seite 8)
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                               (Fortsetzung von Seite 7)
Dabei  könnte  die  angespannte  Lage

durchaus entschärft  werden, ohne dass man alle
Parkplätze in einem Parkhaus neu markieren und
dadurch  die  Anzahl  sehr  verringern  müsste.  Der
unternehmerischen  Freiheit  ist  doch  sicher  auch
ohne neue Gesetze erlaubt,  die Stellplätze, deren
Breite in der Regel zwischen 2,3 m (normaler Pkw-
Stellplatz  ohne seitliche  Begrenzung)  und  3,5  m
(Stellplatz  für  Behinderte)  beträgt,  in  bestimmten
Stockwerken  der  Parkhäuser  für  die  großen
Gefährte  mit  über  2m  Breite  (einschl.  Außen-
spiegel) generell auf 3,5m zu verbreitern  und dort
die  Stellplätze  für  Behinderte  mit  Ausweis  zu
integrieren.  Die  übrigen  Stockwerke  bleiben  den
kleineren  PKW´s  vorbehalten.  Wer  die  falsche
Parketage nutzt, wird zur Kasse gebeten.  Im Bau-
stellenbereich der BAB gibt es für die Fahrspuren
auch derartige Breitenbegrenzungen.   

Der Handel in der Innenstadt und
ebenso  die  Bremer  Seniorenvertretung  und  der
Landesbehindertenbeauftragte sollten die Situation
ernst  nehmen  und  eine  zeitgemäße  Gestaltung
der  gesetzlichen  Vorschriften  für  Parkplätze
fordern.  Ansonsten  kann  man  nur  raten,  die
Innenstadt  zu  meiden  und  die  alters-  und
behindertenfreundlichen  Parkmöglichkeiten  der
Märkte  am  Stadtrand  zu  nutzen.  Größere
Parkplätze sollten eben nicht als Komfort, sondern
als dringende Notwendigkeit gelten!
                             Gerd Feller, Bremen

Um Abhilfe bemüht

In  der  Januar-Ausgabe  des  „Durchblick“
(Nr.180,  S.2/3)  erschien  ein  Leserbrief  von
Manfred Sack  über Schwierigkeiten, die sich oft
für Bewohnerbeiräte bei ihrer Arbeit in Wohn- und
Pflegeheimen einstellen. Dieser Beitrag ist bei der
Bremischen  Wohn-  und  Betreuungsaufsicht
angekommen. Die Leiterin, Frau Martina Timmer,
hat die SV  um ein Gespräch gebeten, das nun am
21.01.2015 stattfand.

Frau  Timmer  erläuterte  zuerst  die
augenblickliche  Situation  der  Bremischen  Wohn-
und  Betreuungsaufsicht.  Das  9  Personen  starke
Team  ist  in  letzter  Zeit  neu  zusammengestellt
worden und hat sich inzwischen  auch hinsichtlich
der  einzelnen  Aufgabenbereiche  neu  organisiert.
Das bedeutet für die Zukunft:

1. Die von den Bewohnerbeiräten vermissten
Veranstaltungen zur  Fortbildung und zum
Erfahrungsaustausch werden 2015 wieder
aufgenommen. 

2. Die Aufmerksamkeit wird insbesondere auf
die  Stärkung  der  Rechte  der  Bewohne-
rinnen-  und  Bewohnervertretungen  ge-
richtet.  Priorität  haben  weiterhin
Bewohnerbeiräte,  die  aus der  Bewohner-

schaft  gebildet  werden.   Wo  dies  nicht
möglich  ist,  sollen  weiterhin  Bewoh-
nerfürsprecher eingesetzt werden. 

3. Die  Erwartung,  Bewohnerbeiräte  in
Zukunft  bei  allen  Gesprächen  einzube-
ziehen, die zur strukturellen und gestalte-
rischen Ausrichtung  der Pflegeversorgung
geführt  werden,  lässt  sich  wohl  nicht
erfüllen.  Es  wird  aber  geprüft,  inwieweit
mehr  Einbeziehung  der  Bewohnerbeiräte
ermöglicht werden kann.

Es wurde noch über die letzten Klagen bezüglich
der  Zustände  in  Pflegeheimen  und  über   die
aktuellen Diskussionen dazu in Öffentlichkeit  und
Medien gesprochen. 

Die Seniorenvertretung wünscht sich eine
Erhöhung  des  Kontrolldrucks,  durch  Verdichtung
der Kontrolltermine und Erweiterung der Kontroll-
kriterien. Das sollte nicht an einer knappen Perso-
naldecke  scheitern.  Dazu  erkärte  Frau  Timmer,
dass die im Bremischen Wohn- und Betreuungs-
gesetz festgelegte Prüffrequenz von einmal jährlich
dem  Vorgehen  in  anderen  Bundesländern  ent-
spricht,  die  jedoch  teilweise  auch  davon  abwei-
chend  großzügige  Ausnahmeregeln   haben,  z.B.
eine  Prüfung  innerhalb  von  3  Jahren  zulassen.
Bremen  prüft  in  den  meisten  Wohn-  und
Pflegeheimen aufgrund von Beschwerden mehr als
einmal jährlich. 

Die  SV  hat  auch  vorgeschlagen,  dass
grundsätzlich  jedem  Bewohnerbeirat  ein/eine
externer/externe  und  damit  unabhängiger/unab-
hängige  Bewohnerfürsprecher/-in  angehören
sollte.  Die Bremische Wohn- und Betreuungsauf-
sicht  bemüht  sich  darum,  bei  Bedarf  so viel  wie
möglich  externe  Unterstützung  der  Bewohner-
beiräte zu vermitteln. Sie wird jedoch nicht grund-
sätzlich  allen  Bewohnerbeiräten  die  Kompetenz
absprechen,  ihre  Interessenvertretung  alleine  zu
regeln. GF
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 "Vahrer Löven " Kulübü

Mayıs  2014  ayında  "Durchblick"   172.
sayısında "Vahrer  Löven"  in  kuruluşu haberinden
sonraki  gelişmeye  bir  göz  atma  zamanıdır.
Derneğin  amacı,  yalnız  insanları  sosyal  katılıma
geri kazandırmaktır.

Yaşlıları  ziyaret  çalışmalarında  başarılı
olmak hedefleniyor. Hem grup toplantıları hem de
bireysel  ziyaretler  düzenlenmektedir.  Burada  boş
zaman aktiviteleri ve daha fazla yardım hakkında
bilgi  verilmektedir.  Ana  kurucusu  ve  derneğin
başkanı  Inka  Kusen'dir.  O,  bir  sosyal  hizmet
uzmanı  olarak  çalıştığı  için,  özellikle   yaşlı
kaygıları ve ihtiyaçları konusunda bilgilidir. Buna ek
olarak,  kulüp  çalışmalarına  GEWOBA  ve
"Förderwerk  Bremen",  mobil  ve  sosyal  bakım
hizmeti "Vacances" eşlik ediyor. Aynı şekilde, yerel
polis  de  destekçilerden  biridir.  Çalışmalara
GEWOBA,  Danışma  Kurulu  Vahr  ve  çeşitli  özel
yardımcılar mali destek vermektedirler.  Toplantılar
“Löwenschnack”  ayda  iki  defa  Çarşamba  günleri
saat 15:00 de, Familien-Quarties-Zentrum, August-
Bebel-Allee 284' de yapılır. 
 İletişim adresi: Inka Kusen, Tel 9591 348 veya
e-posta:info@vahrerloewen.de veya
kusen@arcor.de 
Ernst Benthien, AK „Politik“
(Verein Vahrer Löwen, aus „Durchblick“ Nr. 177, S.7)

Richard-Boljahn Alle´de dördüncü 
karşıya geçiş noktası

15/09/2014, 11.30 da, ulaşım Senatörü Dr.
Lohse, Richard-Boljahn Alle' nin  Aalto-Hochhaus /
Berliner Freiheit / Friedrich Stampfer Sokak  trafik
lambalarını devreye  soktu. Danışma Kurulu Vahr
ve  aynı  zamanda  Bremen  Yaşlılar  Temsilciliği
çabaları ile, Neuen Vahr-Nord / 5 mahalle sakinleri
için ,alışveriş ve eğlence merkezi Berliner Freiheit
engelsiz bağlantı  bir  başarıdır.  Bu engelsiz geçiş
ile engelli ve yaşlılar,  Rollator, tekerlekli sandalye
kullanıcıları  ve  aileleri  ile  tüm  insanları  Berliner
Freiheit  tıp  merkezleri  ve  rekreasyon  alanları,
alışveriş, toplantı ve bilgilendirme yerlerine erişimi
kolaylaştırmak  için  yapılmıştır.  Böylece,  Neue
Vahr-Nord'un   ,Neuen  Vahr  merkezi  ile  beraber
büyümesine yardımcı olacaktır.
       Ernst Benthien, AK „Bauen, Wohnen, Verkehr“
(4.Übergang über die Richard-Boljahn-Allee, aus “Durchblick”,
Nr. 177, S.7/8)

 
BSAG görüşme gereği görmüyor

BSAG  Bremen  Yaşlılar  Temsilciliği,
04.08.14 tarihli yazısı ile BSAG ye, 4 no lu tramvay
hattının eyalet sınırı dışı uzantısı ile bağlantılı bazı

zorlukları belirtmişti (bkz. "Perspektif" 176, s.6 / 7).
Ek tarifenin zamanında anonsu, yaşlılar ve engelli
yolcuların  bilet  otomatlarına  gitmelerini  gerektir-
mez. Ek tarife otobüs duraklarında, haritalar üze-
rinde  okunaklı  ve  anlaşılır  şekilde  gösterilmelidir.
20.08.14 tarihli  cevapta, BSAG bize görüşme için
bir  gerek  görmediklerini  açıkladı.  Alıntı:  Bremen
için  PS I,  Bremen-Nord  treni  için  PS II,  Bremen
civarı  sınır  bölgesinde  PS  S  geçerlidir.  Hat
planında  durak  `Truper  Deich'  sınır  olarak
karakterize edilir. Zaten P I  bilet varsa, P A sadece
ek  fiyattır.   Peki,  sevgili  yaşlılar,  siz  okuyun  ve
hatırlamaya  çalışın!  Eğer  Lilienthal'e  veya
Falkenberg'e  gitmek  istiyorsanız,  o  zaman
yanınıza  büyüteç  almayı  unutmayın  lütfen  ve
otomata tarife sınırı öncesi gidip, doğru kullanımına
bakın, aksi takdirde pahalı olur!             Gerd Feller
(BSAG  sieht  keinen  Handlungsbedarf,  aus  “Durchblick”  Nr.
177,S.7)

Yaşlılar temsilciliği ve Bremen Engelliler
Komisyonu arasında yakın işbirliği

Bremen Yönetim Kurulu Başkanı Joachim
Schwolow  ve  Bremen  Engelliler  Komisyonu
başkanı   Dr.  Joachim  Steinbrück  10.09.2014
tarihinde  ,  şehrimizde  engelsiz  erişilebilirlik
konusunu ele almak için bir araya geldiler.  Onlar
Bremen'de  zaten  elgelsiz  erişilebirlik  konusunda
birçok  önerinin  olduğunu  ve   uygulandığı
hususunda  hemfikirler  ,  ancak  diğer  taraftan
özellikle  "yapı"  ve  "trafik"  alanlarında,  durumu
iyileştirmek  için  yapılması  gerekenler  konuşuldu.
Merkezi  bir  otobüs  terminalinin  trafik  koşulları,
optimum  kavşak,  kolay  erişilebilirlik  ve  engelsiz
tesisler için yaşlı ve özürlü insanların gerekliliğine
karşılık veren bir  merkez otobüs terminalinin yeri
konusunda ,Bremen Engelliler Komisyon Başkanı
ve  Yaşlılar  Temsilciliği  aynı  görüşte  olup  bunun
sadece  istasyon  yakınlarında  olabileceğini
belirttiler. Ayrıca binaların yaşlı ve engellilere ,inşa
kurallarına uygun olması gereği konuşuldu. Hatta
Yaşlılar  Temsilciliği,  erişilebilirlik  için  belirlenen
hedefler ile ilgili resmi müzakerelere katılma hakkı
verilmesinin  gerektiğini  savundu.  Bu  hak şimdiye
kadar  sadece  engelli  örgütleri  için  geçerliydi.
Komisyon Başkanı YaşlılarTemsilciliği'nin gelecekte
bu  müzakerelere  katılımını  destekleyeceklerini
belirtti.  Görüşmelerden   sonra,  bu  iki  kurum
arasındaki işbirliğinin geliştirilmesi için anlaşmaya
varıldı . En azından yılda bir kez gerektiğinde daha
sık,  fikir  alışverişinde  bulunmak  için  bir  araya
gelinmek  isteniliyor.  Engelliler  Komisyon  Başkanı
da  erişilebilirlik  sorunları  veya  yaşlı  ve  özürlü
ayrımcılığı  konusundaki   çalışma  grubu
toplantılarına katılmak için istekli olduğunu belirtti. 
(Engere Zusammenarbeit zwischen der Seniorenvertretung und
dem Bremer Landesbehindertenbeauftragten, aus “Durchblick” 
Nr. 177, S.8)
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Bakım Destek Yasası 

Bremen YaşlılarTemsilciliği konumu

Bakım sigortası  Almanya'da  1995 yılından
beri  ,yasal  sağlık,  kaza,  emeklilik  ve  işsizlik  ek
sosyal  sigortasının  beşinci  kısmı  .Demografik
değişim  nedeni ile  prim ayarlamalarının    tekrar
yapılması  gerekiyordu.  Özellikle  bu  tür
ayarlamalardan etkilenenler 01.04.2004 beri emekli
olanlardır.  Bu   zamana  kadar,  onlar   emekli
sigortasından  % 50 katkı aldılar. Bugün Emekliler
bakım  sigortası katkılarının  tamamını ödemek
zorundadır.  Çocuklu  katkı oranı  % 2,05 çocuksuz
katkı oranı daha yüksektir.

Bu  arada,Sağlık Bakanı  Hermann
Grohe'nin (CDU) belirttiği  gibi, yaklaşık 2,5 milyon
Alman   günlük  bakım  yardımına muhtaç. Bu
nedenle, iki  bakım güçlendirilme yasası ile geçerli
sistem yenilenecek.
Öncelikde iki yön : 

1. Bakımda daha büyük esneklik
2. Demans  hastalarına daha  fazla  önem

verilmesi
2017  yılına  kadar,Federal  Hükümet  iyileştirmeler
yapmak  istiyor.  Bu  gelişmeleri elde  etmek
için,sigorta  katkı  payında   0,3  puan  ve  seçim
döneminde  tekrar  ilave  olarak  0,2  puan  artıyor.
Böylece beş milyar avro toplam olarak birikecek.   
Bakım  sigortası  yardımları yüzde  20  oranında
arttırılıyor . Çalışanların  brüt gelirden% 2.35 katkı
payındaki  0,3  puan  artışa %50 işveren katkısına
rağmen  emekliler  yalnız  bu  yükü,    kaldırmak
zorunda  kalacak.  Emeklilerde, sadece  sağlık
sigortası  katkı payı olacak, ancak bakım  sigortası
katkılarında emekliler bu katkıyı tamamen kendileri
ödeyecek.Ocak  2015  itibariyle  prim  ayarlamaları
nedeni  ile net  emeklilik  buna  göre  azalacaktır.
Bremen  Yaşlılar  Temsilciliği,Ekim  ayında  Federal
Mecliste kabul edilen Bakım Geliştirme Yasası'nın
uygun olduğu  Görüşündedir.  Bakımda daha fazla
esneklik ve özellikle  demanslı hastalara daha fazla
özen  gösterilmesini  umuyoruz.  Emeklilerin  mali
yüküne rağmen ,  Yaşlılar  Temsilciliği,  5  milyar  €
nun bakımdaki gelişmelere tahsisi  şartıyla Federal
Hükümet'in  öngördüğü  katkı  payı  artışını  kabul
edebilir.Yasamada,  gelecekte  yapılacak  emeklilik
ayarlamalarında  emeklilerin  çalışanlara  nispetle
herzaman  daha  fazla  prim  ödedikleri  dikkate
alınmalıdır. Yaşlılar  Temsilciliği aşağıdaki noktaları
eleştiriyor:

 Demans olan kişiler,  önceden olduğu gibi
bakımda  ikinci  sınıf  bakıma  muhtaç  kişi
konumundadır.

 Bakım  performansı iyileştirmeleri  için  her
yıl  1,2  milyar  €  bakım  fonlarında
kayboluyor.

 Bakıma muhtaç  olan  kişilerden  üçte  ikisi
evde  bakılmaktadır, ancak  evler genellikle

ev bakımı için uygun değildir.
Sosyal  VdK   NRW  Derneği  BaşkanıThomas
Zander'e  göre, Almanyada  yaklaşık  40  milyon
evden sadece  400.000- 500.000  ev  engelsizdir.
Almanya'da bu tür engelsiz  2.500.000  ev  gerekli.
Dönüşüm için yüzde bir faiz oranlı, Kreditanstalt für
Wiederaufbau  (KfW)  düşük  faizli  krediler
vermesine rağmen,  ancak  yaşlıların bankaları
üzerinden bu kredileri almaları zordur.

Bugün  bakıma  muhtaç  550.000  kişi
bulunmaktadır. 2050 yılında bu   sayının 930.000 e
çıkması  bekleniyor.  Demanslı  sayısında  da 2050
yılına  kadar  iki  kat  artış  olacak. Buna ek olarak,
Bremen Yaşlılar  Temsiliği  23  Nisan  2013  tarihli
Delegeler toplantısında  aşağıdaki kararlar alındı:
1.  Bremen Yaşlılar Temsilciliği, hastalık ve  bakım
sigortaları ayrımının kaldırılmasını talep ediyor. 
2. Hastanın hastane masraflarına katılım payının,
kendi emeklilik gelirinin % 50 sini  geçmemelidir.
3.   İşverenler  ,çalışanların  bakım sigortası
katkısına % 50 nisbetinde katılmalı.

Bremen  Yaşlılar Temsiliği'nin  bunun
dışındaki talepleri :  Sigortalar  da,% 50 nisbetinde
emeklilere bakım sigortası  masrafları  için  katkıda
bulunmalıdır.  Çalışma  grubu  "sağlık"  üyeleri
tarafından  hazırlanan  bu  görüşler 29  Ekim  2014
tarihinde  Delegeler  Meclisi  tarafından  kabul
edilmiştir.
 (Pflegestärkungsgesetz, aus  „Durchblick“ Nr.178, S.1/2)

Telefon Hizmeti
Diğer  eyaletler  de  olduğu   gibi,   bilgi  ve

tavsiye  isteyen  vatandaşlar  için  115   numaralı
Bremen  telefon  hattı  mevcuttur.  Hansa  kent'de
PERFORMA  tarafından  işletilmektedir.  Ülke
çapında  ,  Pazartesi-  Cuma günleri    saat  07-19
arası  ,   Bremen  idari  yönetim  makamları,hizmet
merkezleri  adres  ve  telefon  numaraları  hakkında
bilgilere ( yerel tarife ) den 115 telefon numarası ile
ulaşılabilir  .     

Sosyal Daire '' Yaşlılar Birimi '',bir merkezi
bilgi  noktası  olarak,tavsiye  arayan  yaşlılar  ve
aileleri için sosyal alanda da 115 numaralı telefon
hizmetini  planlamaktadır.     Talep  üzerine  ,yakın
hizmet servis merkezlerine veya bakım hizmetleri
iletişim  bilgilerine  büyük  bir  zorluk  olmadan
ulaşılabilir.   Ancak  ,konu  içerikli  bilgi
verilmemektedir  bu  bilgiler  sadece   sosyal
kurumların  yetkisine  bırakılmıştır.    Sağlık
Senatör'ü  muhtemelen  2015  yılında  başlayacak
olan sosyal alandaki uygulamayı destekliyor. Daha
önce bir  çalışma grubu,projenin  nasıl  tanıtılacağı
ve  bu  telefonun  kullanımının  faydalarını  topluma
nasıl anlatılacağı üzerinde çalışmaktadır.  Bremen
Yaşlılar  Temsilciliği  bu hazırlık  çalışmalarında yer
almaktadır.      (Bürgertelefon, aus „Durchblick“ Nr.178, S.7)
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